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3 5 7 2 it N 4 
„ 40. Montag den 9. Februar 1852. 
In halt. Preußen Berlin. (Amtliches.) — (Kammerverhandlungen.) — (Zur Tages⸗Chronik.) — (Zur Zeitungsſteuer.) — Düſſeldorf. (Pferdeaufkäuſe, wahrſcheinlich für 
Frankreich.) — Koblenz. (Verſammlung der Hüttenbeſitzer.) — Deutſchland. Frankfurt. (Die kurheſſtſche Verfaſſungsangelegenheil und die deutſche Auswanderungsfrage vor dem Bun⸗ 


destage.) — Darmſtadt. (Trübe Ausſicht für die Schwurgerichtsgeſetze.“) — Oldenburg. (Ausſicht auf ein revidirtes Staatsgrundgeſetz. Die Verhandlungen wegen des Anſchluſſes an den 
Septembervertrag ſollen ſich zerſchlagen haben.) — Oeſterreich. Wien. (Tagesbericht.) — Frankreich. Paris. (Der Prinz Joinville und der Herzog von Nemours.) — (Tagesbericht.) 
— Großbritannen. London. (Parlamentsdebatten.) — (Vermiſchtes.) — Belgien. Brüſſel, (Franzöſiſche Verbannte.) — Amerika. New⸗Nork. (Diplomatiſche Differenzen. Die 


Mormonen. Koſſuth.) 


8 Telegraphiſche Nachrichten 
München, . Februar. 


Weiteres auf 4%½ pt. feſtgeſetzt wird. 


Turin, 4. Februar. Die barmherzigen Schweſtern find in der Admini⸗ 


ſtrirung der Gefängniſſe durch anderes Wärterperſonal erſetzt worden. 


Mailand, 5. Febr. Zwei Straßenraubmörder wurden hingerichtet, einer 


zu zweijähriger Kerkerhaft verurtheilt. f 
Ferrara, 4. Febr. Die hier garniſonirenden pä 


pſtlichen Veteranen 
nach Ceuto transferirt worden. 5 


Preufſen. 


* 


Berlin, 7. Febr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt 
Potsdam das Ritterkreuz des könig⸗ 


geruht: dem Amtsrath v. Kähne zu Petzow bei 


lichen 9 f a 2 
ausordens von Hohenzollern zu verleihen. ne in 
[Mill tärwochend! r CV 
mann, P. Fäbnr, vom 5. Art-Regt., zum außeretatsm. Sec. Lt. mit Inf Gehalt, befördert. 
Böckner, Pr⸗Lt. vom 5. Artill.⸗Regt., à la suite des Garde⸗Art.⸗Regts., Petiscus, Pr.⸗Lt. 
vom 6. Ark, Reg., a la suite des 7., Fontanes, Sec.⸗Lt. vom 6. Art.⸗Reg., à la suite des 


3. Art.⸗Regts, d. Kräwel, Hauptmann vom 6. Art.⸗Regt., ins Garde⸗Art.⸗Regt. verſetzt. 


5 Kammer⸗Verhandlungen. 
Erſte Kammer. 20ſte Sitzung. f 
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er Aulang: 11 uhr. A on a 70 
Us Reg.⸗Kommiſſ. der Legationsrath Hellwig; ter Simons, Bonin. 
W e it a 9 eg Hellwig; ſpäter S 
Bemerkun wo» 2 f 
den igen wird der Kommiſſtonsbericht über den Antrag des Abg. Dr. Klee, 


ughauß borgetragen. Die Kommiſſion hat mit 8 gegen 5 Stimmen ſich entſchieden, dem An- 


trage folgende Faſſung zu geben: „an die königl. Staatsregierung den Antrag au Maren Ha 
r Erlaß der Verfale 


digſt ein Geſetz e g 709 » 
0 3 ein en, durch Y e N 
fungönrfunden zubrin ch welches die Steuerfreiheiten, wie fie vo 


chen 
ſtimmungen aufgehoben werden.“ 
freiheit der Geifflichen und Schullehrer, trotz dem Art. 101 der Verf, noch für zu Recht beſtehend, 
b. Bodelſchwingb: Die Staatsregierung verkennt das Prinzip des Antrages nicht, hält ſich je⸗ 
doch für verpflichtet, die Bedenken, die ſie dabei leiten, dor der Debatte darzulegen. In Betreff 


trial 


der Grundſteuer hofft die Staatsregierung noch in dieſer Seſſton den Kammern die betreffenden | 


zrlagen über die Steuerfreiheit der Geiſtlichen ze. vorzulegen; in Betreff der Klaſſenſteuer ist 
freilich die Geſetzgebung bereits abgeſchloſſen. Das iſt die Lage der Dinge, welche vor der, De⸗ 
datte wohl zu bekückſichtigen iſt, denn welches Schickſal auch der Antrag haben möge, wenn er 
auch der Staatsregierung zur Erwägung überwieſen würde, wäre es doch nicht zu billigen, wenn 
dedeutende Hoffnungen darüber gehegt würden. 


ie 


lehrer betrifft, f 


\ zur; ndet die nöthige Unterſtützung. Stahl: Die Ber 
bee Schule iſt einer der tieſſten chläge in unſerm Rechtoverhältniſſe. Die Steuer⸗ 
Jahr n 4 eißlichen iſt ein in alten Urkanden beſtätigtes Herkommen, ſchon während des 
wohler bens SSNTE die Gelſtlichkeit ſteuerſrei; die Steuerfreiheit der Geiſtlichen it ein 
Folter. ach des St der Kirche, der palrtarchallſche Staat Preußen hat dieſes Recht reſpeklirt, 
Br pe batten celan Preußen? Nächſt dieſer Rechtsverletzung iſt aber auch eine Schmä⸗ 
den 2 er Dotatton eingetreten der Rer ner ſucht darin die Abnahme der Theologie, Stüdiren⸗ 
nicht Br fürchtet mai Yipen Mangel an Seelſorgern. Für die Schullehrer kann der Redner 
980 et Recht in Anspruch nehmen, aber hier daft die große Noth dafür. Die diſſidenti⸗ 
Br aan lhrer will der Redner nicht fteuerfeet wiſſen, nicht ſteucrftei ‚fein it keine Liechliche, 
or ung, und Meuerfrei fein iſt eine bloße Anerkennung des Staates, und dieſe win er blos 
56 die epangeſiſchen und römiſch katholiſchen Schullehrer. Kein Stand hat der Redolution 
N deren Widerſtand geleiſtet, als der geiſtliche und zwar aus den lauterſten Rückſichten. Was 
alder einigen Tagen dem begüterten Stande in Räckſicht auf die Fidelkommiſſe bewilligt, 
Be wir nun den Armen nicht verfügen. Der Minifter des Gefilichen: Die Staatdregterung 
Mdy nicht dazu sertehen, jemals den Juden und Diſſidenten das zu bewilligen, was ſie 

15 iden groben chriſtlichen Kirchen bewilligt. 2 x 
AR DR e Es iſt das größte Unglück, daß bei dieſer Frage wiederum die Rechts- 
gkeit der Verfaſſung befiritten wird. Die Ableitung der Steuerfreiheit für Geiſtliche aus 


\ 


Eine allerhöchſte Verordnung iſt erſchienen, 
wongch der Zinsfuß für fernere Staats⸗ und Eiſenbahn⸗Anleihen bis auf denz 


find 
8 Schluß wird unterſtützt, derfelbe jedoch abgelehnt. Kühne findet unfer 


daß gegenwärti 
e Ka Behei 
e 


Vorſ.: Graf v. Rittberg. Am Miniſtertiſche: v. Raumer, v. Bodelſchwingh, 
letzten Sitzung wird verleſen und genehmigt. Nach Erledigung einiger 


der Kirchenbeamten und Schullehrer betreffend, vom Referenten Grafen von 


den Kirchenbeamten, ſowie den Schullehrern der evangelſſchen und tömiſch⸗kathe i- 
Kirche zugeſtanden, allgemein wiederhergeſtellt, reſp. die entgegenſtehenden geſetzlichen Wer 
Dr. Klee hält zur Begründung ſeines rule die Stener⸗ 


* 


dem Artikel 14 der Verfaſſung iſt unhaltbar, denn dort iſt bloß die Steuerfreiheit der Kirche, 
als Korporation, ausgeſprochen. Der Redner erklärt ſich für den Uebergang zur Tagesordnung. 
v. Gerlach. Der Urſprung der Beſteuerung ſteht im engſten Zuſammenhange mit den Ten: 
en des Jahres 1848, mit denen, den Staat religionslos zu machen. Die chriſtliche Kirche iſt 
die Mutter Deutſchlands, Preußens, wir haben nun die Mutter aus unſerm neugebauten Haufe 
ausgewieſen. Wir müſſen die Anerkennung der Kirche nicht bei den bloßen Worten ſtehen laſſen, 
ſonde en praktiſch einſchreiten. Es hat mich ſehr gefreut, einen römiſchkatholiſchen Namen unter 
dem Antrage zu finden. Wenn auch Preußen als einziger europfiſcher Staat in zwei Kirchen 
getheilt iſt, ſo hat doch die evangeliſche Kirche einen Lesser Anſpruch an Preußen, denn dies 
iſt ein Kind der Reformation. Der brandenburger Landtag hat ſich mit großer Majorität für 
die Exemption der Geiſtlichen ausgeſprochen. Er erſucht die Kammer für den Ber als eine 
ſichere Baſis für die einſchlagenden Schritte des Miniſteriums, zu ſtimmen. Der Antrag auf 
x \ eit nicht geeignet für 
die Steuerbefreiung, denn es iſt wohl eine Zeit der Nolh, wenn die Staatsmittel nicht ausrei⸗ 
chen; wir vermehren durch die Streichung das Defieit. Daß die Steuerfreiheit der Geiſtlichen 
kein altes wohlerworbenes Recht ſei, dafür ſpricht Schleſien, wo die Geiſtlichen nie ſteuerftei ge⸗ 
weſen find.’ Der Miniſter des Geiſtlichen. Das Miniſterium hat ſich freilich dahin aus⸗ 
bedeutende Schwierigkeiten der Ausführung des Antrages entgegen; 
| D Dein tum hat auch die Rechtlichkeitsgründe, welche dieſem Antra e zur Seite 
en, auseinandergeſetzt. Der Antrag auf Schluß wird angenommen; die amen Abſtim⸗ 
mung über den Kommiſſtons⸗Antrag wird genehmigt. Der Antrag des Abg. v. Jander auf 
motivirte Tagesordnung wird abgelehnt, eben ſo der Antrag des Abg. v. Bethmgnun⸗Hollweg 
auf Streichung der Worte „der evangeliſchen und römiſch⸗katholiſchen Kirche“ im Kömmiſſions 
Antrage. Bei der namentlichen Abſtimmung wird der Kommiſſtons⸗Antrag abgelehnt (der Kul⸗ 


8 ſtimmt dafür, Graf Rittberg und Schmückert dagegen) und zwar mit 73 gegen 63 


Stimmen. Bei dem Berichte der Petitions-Kommiſſion ergreift der Abg. Veit das Wort in 
Betreff zweier Petitionen in Bezug auf die Obligationen des ehemaligen Königreichs Weſtfa⸗ 
len, er empfiehlt die Petition dem Staats⸗Miniſterium zur Erwägung zu überweiſen. Die Kam⸗ 
mer geht jedoch zur Tagesordnung über. In Betreff der Petition des deutſch⸗kalholiſchen Pre⸗ 
digers Brauner hat die Kommiſſton den Uebergang zur Tagesordnung empfphlen. Hierzu find 
drei Verbeſſerungs⸗Anträge eingegangen, und zwar von Forfiner, v. Vincke, v. Zander. Kisker 
weiſt die Unhaltbarkeit der Ausweiſung aus jurivifgen Rückſichten nach und empſiehlt, die Pe⸗ 
tition dem Miniſterium zur geſetzlichen Erwägung zu überweiſen. Der Regierungs⸗Kommiſſar 
eu daß Brauner hier nicht ortsangehörig iſt, daß er alſo unter die Beſtimmungen der Frem⸗ 
denpolizei zu bringen war und ſein ganzes Wirken hat die Polizeibehörde vollſtändig berechtigt, 
fo gegen ihn zu verfahren. v. Zander ſpricht für feinen Antrag, „die Petition an die 15. Kom- 
miſſton zur Berathung zu überweiſen.“ v. Forſtner ſpricht gegen den Kommiſſions⸗Antrag. Der 
Miniſter des Innern: Die Polizei hat das Recht, Fremde auszuweiſen, welche ihr gefährlich 
ſcheinen oder die Gemeinde beläſtigen. Der Antrag auf Schluß wird angenommen. Die 
nameullſche Abstimmung wird unterſtützt. Die Kammer geht mit 69 gegen 48 Stimmen über 
die Petition zur Tagesordnung über. (Schluß der Sitzung 4 Uhr.) a 


Zweite Kammer. Sitzung vom 7. Februar. tits, 
Präſident: Graf Schwerin. Das Budget des Miniſteriums des Innern kommt fortgeſetzt 
zur Berathung. Bei der Poſition „höbere Polizei: 80,000 Thlr.“ entſteht eine lebhafte 
Diskuſſton. Harkort beanteägt 55,0 0 Thlr. zu ſteeichen. Er greift in der Motivirung die 
Subvention der Preſſe an, welche dann in ihren jubventionirten Organen freilich den Beruf fühlen 
könne, die Belaſtung der unabhängigen Zeitungen mit einer Steuer, die man barbariſch nennen 
müſſe, zu vertreten. Der Redner weiſt auf England hin, wo die Polizei das Volk ſchütze nicht überall 
ihm hemmend entgegentrete. — Der Miniſterpräſident verſichert, daß nur Blätter in entlegenen Provin⸗ 
zen Unterſtützungen erhalten. Das Journal „die Zeit“, ſei von gutgeſinnten Männern aus Privatmit⸗ 
teln gegründet und habe eine Zukunft. Die Regierung bedürfe ſolcher Mittel, die im Vergleich 
mit anderen Ländern nur niedrig, gegriffen feieu.,. Man bedürfe geheimer Agenten zu poltzeill⸗ 
chen Zwecken. Eine Frucht der Thätlgkeit dieſer ſchlechten Geſellſchaft, der man aber nun cin» 
mal nicht entrathen könne, fer u. A. die Entdeckung von vier Falſchmünzerbanden in der Rhein⸗ 
provinz. Auch das Treiben und Hoffen der Demokratie erfordere eine große Wachſamkeit. Es 
gelte von dieſer der Gothe'ſche Ausſpruch: „Dies Völkchen merkt den Teufel nie, als bis er 
es beim Kragen hat.“ (Beifall.) Nach einer Bemerkung von Urlichs bemerkt Harkort: Der 
Teuſel möge allerdings in Verlegenbeit fein, ob er dieſe äußerſte Rechte oder die äußerſte Linke 
holen ſoll. (Gelächter) Das rechtfertige aber nicht die Melnungsrlechere und die Blendung 
des Volkes durch Inſinuation von Broſchüten. — Der Miniſterpräſident verſichert, daß dieſe 
Broschüren dem Lande keinen Groſchen koſten. Das Volk müſſe übrigens in ihnen den Aus⸗ 
druck ſeiner Meinung finden, denn die Unternehmer eien mit dem Erfolge ſehr zufrieden. — 
Gral Arnim: Er ſei durch die fortwährende Bezugnahme auf England aufs tieſſte verletzt. 
Es ſtehe uns nicht gut, uns ſchlechter zu machen, als wir ſind. Möge England feihe unleug⸗ 
baren Vorzüge haben, Preußen habe die ſeinigen und jedenfalls kein Irland. (Lauter Beifall.) 
— Harkert iſt damit einverſtanden, obſchon die Provinz Poſen, der der Vorredner nahe genug 
geſtanden, manche Aehnlichkeit mit Irland biete. — Der Antrag wird mit 177 gegen 91 Stim⸗ 
men abgelehnt. — v. Sgenger uns Genoſſen wollen 40,700 Ribl. für Beſoldung der Kreis, Of; 
ſtziere der Landgensdarmerie streichen. — v. Ripher hält die Offiziere wegen der militäriſchen 
Organiſation des Inſtituts für unerläßlich. — v. Saenger hält die Oſſiztere für entbehrlich, da 
ſie nur ſelten die Aufſicht über die Gensdarmerie zu fübren in der Lage ſeien. Der Miniſter 
des Innern tritt dieſer Auſicht enge „Er erklärt, daſſelbe zugleich im Namen des Kriegsmi⸗ 
niſiers. v. Zedlitz Leipe iſt der deinung, daß in der Kammer Niemand etwas davon ver⸗ 
ſtebe, man möge die Sache den Militärs überlaſſen. Ohne Offiziere, würde die Gensdarmerte 
zu Stadtſoldaten herabſinken. — v. Binde meint, der Redner Hätte ſich des Urtheits ſelbſt ent⸗ 
halten ſollen, wenn er der Meinung ſei, daß Niemand in der Verſammlung etwas von der 
Sache verſtehe. Er ſeinerſelts halte die Offigisre der Kreisgensdarmen für völlig nutzlos. — 
Der Miniſter⸗Präſident bestätigt aus feiner Etfahrung, die er als Landrath gewonnen, die ges 
gen den Antrag entwickelten Argumente. — v. Bodelſchwingh hält eine wohlfeilere Beaufſſichti⸗ 


ßung für möglich, aber es würden durch Annahme des Antrages etwa 30, Difistere außer Brod 


und Funktion geſetzt werden. — Der Antrag wird abgelehnt. — Die un für die Straf, 
Beſſerungs⸗ und Gefangenanſtalten werden ohne Diskuſſton genehmigt. Bei der Pofition für 


432 


Armen- und Wohlthätigkeitsanſtalten wird ein Antrag Mildes auf vorläufige Abſetzung einiger 
Summen von Wa 2034 Rthl., meiſt für Armenpflege der franzöſiſchen Kolonie nach kur⸗ 
zen Erörterungen Mildes und Wentzels für, und des Regierungs⸗Kommiſſars, fo wie v. La⸗ 
vergne⸗Peguilhen's gegen den Antrag von dem Antragſteller zurückgezogen und darauf die ein 
zelnen geforderten Summen bewilligt. N 
Die Ausgaben zu verſchiedenen polizeilichen Zwecken, und für die Regierungs⸗Amtsblät⸗ 
ter werden ohne Widerſpruch genehmigt, desgleichen die extrgordinären Ausgaben. Schließlich 
folgen noch drei hierher gehörige etitionen des Magiſtrats zu Swinemünde, der Direktion des 
Friedrichsſtiſts in Berlin und der Beamten der Strafanſtalt in Inſterburg, über welche, wie die 
Kommiſſion beantragt, zur Tagesordnung übergegangen wird. — Hierauf fegt der Etat für das 
Büreau des Staatsminiſterkums, deſſen Poſttionen der Referent v. Brauchitſch erörtert. Be⸗ 
ſeler ſpricht gegen die Erhöhung, welche hauptſächlich aus der Errichtung der „Centralſtelle 
für Preßangelegenheitev“ erwächſt, da die von der Kammer bewilligten 80,000 Rtlr. für nahe 
Polizeizwecke auch dazu binreihen möchten, und erklärt ſich überhaupt gegen alle Regierungsſub⸗ 
dentionen der Preſſe äls völlig unnütz. Der Miniſterpräſident vertheidigt die Pofition aus dem 
Bedürfniß der Minifterien hinſichtlich einer Behörde, welche die Preſſe ſowohl des In⸗ und Aus⸗ 
landes in ihrer Kenntniß erhalte, und dagegen ihre Einwirkungen auf die Preſſe aufs Zweck, 
dienlichſte an das Publikum bringe. Zudem ſeien die geforderten Summen im Vergleich mit dem 
Aufwande anderer Regierungen zu dieſem Zwecke gewiß ſehr gering, die Wirkſamkeit der Stelle 
aber eine enorme und die Arbeit und Thätigkeit der Beamten eine ſehr umfaſſende und anſtren⸗ 
ende. Die Dotalkon wird gegen Beſelers Antrag mit großer Mehrheit bewilligt, fo wie auch 
die übrigen Poſftiouen diefes Titels. Desgleichen die Etats für das geheime Civilkabinet und die Ge⸗ 
neral Ordenskommiſſion. Bei dem Etat für die Oberrechnungskammer hat Milde den Antrag 
geſtellt, die Vermehrung der Beſoldung des Chefpräſidenten um 2000 Rthl., und der Beamten 
um 700 Rtl. in Abſatz zu bringen. Er wird nach den Auslaſſungen des Regierungskommiſſars, 
und nachdein noch Geppert dagegen geſprochen, abgelehnt, und der Kommiffionsantrag angenom⸗ 
mon. Ebenſo wird der Ekat für die Ober⸗Examinations⸗Kommiſſton angenommen. 


(Schluß 3½ Uhr.) 


Berlin, 7. Februar. [Zur Tages⸗Chronik.] Die Spen. 3. bringt eine neue Verſion 
über die Audienz, welche die Abgeordneten von Belhmann⸗Hollweg und Graf Fürſtenberg⸗ 
Stammheim bei dem Könige gehabt. Nach derſelben hätte der Graf Fürſtenberg nicht gemein⸗ 
ſchaftlich mit Herrn v. Bethmann, ſondern allein Audienz gehabt. Die Rede ar die Bildung 
der erften Kammer betroffen, und Se. Maj. der König der Aeußerung des Grafen, es dürfte 
ſehr wünſchenswerth fein, daß auch die größeren Städte eine Repräſentation erhielten, nicht wi⸗ 
derſprochen. Eben dieſe Aufnahme hätte auch die Bemerkung gefunden, daß es Familien von 
7 Grundbeſitz geſtattet ſein möchte, aus der Familie ein Mitglied in die erſte Kammer zu 
eputlren. 

Ueber die Frage der Zuſammenſetzung der erſten Kammer bringen auch die heutigen Blätter 
ein ge weitere Miktheilungen. Nach der V. Z. hat in dem Minifterium des Innern dem Ber: 
nehmen nach vorgeſtern wiederum eine Konferenz in Betreff dieſer Frage ſtattgefunden. Es ſoll 
endlich zu einer Einigung in ſoweit gekommen ſein, daß das Miniſterium einem Amendement 
zu dem Heffterſchen Antrage ſeine Zuſtimmung ertheilt habe. Der Wortlaut deſſelben werde 
von „gut unterrichteter“ Seite in folgender Waise angegeben: § 1. An die Stelle der Artikel 65, 
66, 67 und 68 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 tritt die Bildung der erſten Kam⸗ 
mer durch königliche Verordnung. § 2. Die erſte Kammer fol beſtehen a) aus den großjährigen 
Prinzen des königl. Hauſes, b) aus den Häuptern der hohenzollernſchen Fürſtenhäuſer, o) aus 
den Häuptern der früher reichsſtändiſchen Geſchlechter in Preußen, d) aus den Häuptern der 
Familien, denen das Recht auf Sitz und Stimme in der erſten Kammer in Lineal⸗Erbfolge ver- 
liehen wird, e) aus Abgeordneten ſolcher Corporationsverbände, welchen der König das Recht 
auf Vertretung in der erſten Kammer beilegt, k) aus ſolchen Mitgliedern, welche der König auf 
Lebenszeit oder für die Dauer ihres Amtes ernennt. 5 
Kon Va t 8 ee fügt 8 Z. hinzu, bildete wenigſtens geſtern den Gegen— 

R rathun 13 8 
Hen Giger dere Lets e 8 ea iebe Iebbaft, bergegangen fein 


oll. Am ſchärſſten ſpra tion Stab den d aus „na 
wenllich gegen die Beſtimmung, daß auch Abgeordnete aus bed ben, e Sit in der 


künftigen erſten Kammer erhalten ſollen Soweit man bis jetzt erfahren konnte, find unter die: 
fen Korporations⸗Verbänden namentlich größerer Städte gedacht, denen man eine Vertretung 
in der erſten Kammer einzuräumen gewillt iſt.“ ng N N 

(N. P. 3.) Das bereits gemeldete Gerücht von einer Reiſe Sr. Maieftät des Köngs nach 
Alten burg zu der am dortigen pal ſtattfindenden Vermählungsfeier dürfte feine Beſtätigung 
finden. — Pie „Poſ. Z.“ widerſpricht dem auch in die Preſſe übergegangenen Gerücht von 
einem bevorſtehenden Wechſel des Ober⸗Präſidiums in der 2 Poſen. — Der Erbtruchſeß 
in der Kurmark Brandenburg, Baron v. Grävenitz, iſt nach Magdeburg von hier abgereiſt 
— Der bſterreichiſche General⸗Major und außerordentliche Kommiſſarius im Herzogthum Hol⸗ 
ſtein, Graf v. Wen iſt in Begleitung des öſterreichiſchen Oberſt v. Rösgen 
von hier nach Kiel abgereiſt. — Der franzöſiſche Miniſter und Geſandte in außerordentlicher 
Miſſion, David, iſt aus Paris hier eingetroffen. — Der hannoverſche General-Direktor der 
indirekten Steuern und Zölle, Dr. Klenze, iſt von Hannover hier eingetroffen. Derſelbe wird 
den hannoverſcher Seits ratifieirten Vertrag vom 7. September überreichen, nachdem er ſich noch 
be e ee Miniſterium über einige Punkte von untergeordneter Bedeutung berathen 
haben wird. 

(N. Z.), Auf eine Anfrage der breslauer Handelskammer bei dem Miniſterium für Handel 
und Gewerbe, den Exlaß eines neuen Reglements, die Aufbewahrung und den Debit der Gifte 
betreffend, iſt eine Antwort ergangen, in welcher erklärt wird, daß es in der Abſicht der Regie⸗ 
rung liege, ein ſolches neues Reglement zu erlaſſen, und die, dem Reglement vom 16. Septem⸗ 
ber ie „betreffend den Debit der Arzneiwaaren, beigefügten Verzeichniſſe einer Reviſton zu 
unterwerfen. 


[Zur Zeitungſteuer] bringt die N.⸗Z. folgenden „Antrag“: 
In Erwägung N 
daß nach den Zoll-Vereins- Verträgen die Zeitungen als Erzeugniſſe des 
Gewerbfleißes und der Kunſt betrachtet werden, und beim Eingang in den Zoll⸗ 
Verein vom Centner Zeitungen 15 Sgr. Eingangszoll zu entrichten iſt; 
daß nach denſelben Zoll-Vereins-Verträgen, mit Ausnahme von 
Salz, Spielkarten, Bier, Branntwein, Liqueure, Cyder, Eſſig, Malz, in⸗ 
ländiſchem Tabak, Wein und Moſt, in inländiſchen Siedereien raffinirtem 
Zucker und Syrup, Mehl, Graupen, Gries, Nudeln, Puder, Stärke, 
Schlachtvieh, Rind⸗, Schaf- und Schweinefleiſch und Gegenſtände, welche 
einem gleichen Kommunal⸗Oktroi unterliegen, j 
alle inländischen Erzengniffe der Natur, des Gewerbefleiſtes und der 
Kunft aus einem Vereinsſtaat in den andern, frei von auf dem Ein⸗ 
gang ruhenden Abgaben eingeführt und zum Verbrauch in den Verkehr 
gebracht werden können — { 
verſtieße es gegen die Zollvereins⸗ Verträge, wenn nach dem Zeitungsſteuer⸗ 
Entwurf Zeitungen auch aus Zolvereinsftaaten nur gegen eine Abgabe von mindeſtens 
2 Thaler nach Preußen eingeführt, oder doch in Preußen nur gegen Erlegung dieſer 
be zum Verbrauch und zur Benutzung in den Verkehr gebracht werden können. 
üſſeldorf, 5. Febr. Mit Erſtaunen ſieht man hier feit acht Tagen täglich große 
Züge von ſtattlichen weſtfäliſchen und holſteiniſchen Pferden ankommen, die hier den 
Rhein paſſiren, um den Weg nach Holland oder Belgien einzuſchlagen und man 
fragt ſich, ob dieſelben nicht etwa gar von dort den Weg nach Frankreich finden. 
Die Sache iſt wichtig genug, um die Beachtung unſerer Regierung zu verdienen. 
5 112 . Je sid ray Elberf. Z.) 
Koblenz, 4. Febr. [Die Hüttenbeſitzer] der Reinprovinz se ib dieſen 
Tagen eine Konferenz in unſerer Stadt gehalten, um ſich über die Mittel und Wege 


den Geſetzentwurfs, welcher die Kompetenz der Geſchwornen 
wenigen Worten de m 0 


auch die Wahl der Geſchworenen in die Hände der Regierung gelegt. 
ſchußanträge ſchloſſen ſich im Weſentlichen der Regierung an, und die Minorität 
ſtimmte heute, nachdem die Regierung die Ausſchußanträge adoptirt hatte, dieſen bei. 


an den Vertrag vom 2. Septbr. v. J., ſich an den Forderungen 


zu berathen, ihrem Induſtriezweige einen größeren Aufſchwung zu verſchaffen, und 


ihre Intereſſen bei den vorſtehenden Zollkonferenzen wirkſam zu vertreten. (Kobl. Bl.) 


Deut ſechlan d. 


Frankfurt a. M., 4. Febr. [(Bundestägliches.] Was die verſchiedenen 
Nachrichten betrifft, welche über den gegenwärtigen Stand der kurheſſiſchen Ange⸗ 
legenheit kurſiren, ſo bin ich im Stande, Ihnen folgende ſichere Mittheilung 
zu machen. Preußen und Oeſterreich haben in der Sitzung vom 7. Januar der 
Bundesverſammlung zwei Denkſchriften des Feldm. Lieut. Grafen Leiningen und 
Staatsminiſter Uhden vorgelegt; die eine derſelben betrifft die zur Wiederherſtellung 


der Ruhe und Ordnung in Kurheſſen veranlaßten Maßregeln und die zweite die künf: 


tige Regulirung der Verfaſſungs⸗Angelegenheit. In letzterer Beziehung ſind die beiden 
Kommiſſarien bereits mit der kurheſſiſchen Regierung in Kommunikation getreten, als 


deren Reſultat der Entwurf einer revidirten Verfaſſungs-Urkunde zu betrachten iſt. 
Die kurheſſiſche Regierung hat denſelben abgefaßt, die Kommiſſarien haben ſich einver⸗ 


ſtanden erklärt. Auch dieſer Entwurf iſt der Bundesverſammlung von Preußen und 


Oeſterreich vorgelegt. Mit welchen Anträgen dies ſeitens Preußens und Oeſter⸗ 
reichs geſchehen, iſt bereits früher erwähnt worden. Der Vollſtändigkeit wegen laſſen 
Sie mich jedoch dieſelben heute wiederholen. Es iſt zuvörderſt beantragt, die Ver⸗ 
faſſung vom Januar 1831 für aufgehoben zu erklären, demnächſt aber die von 
der kurheſſiſchen Regierung entworfene uud von den beiden Kommiſſarien im Weſent⸗ 
lichen genehmigte neue Verfaſſung vorläufig zu billigen und die kurheſſiſche Regierung 
zu veranlaſſen, dieſelbe möglichſt bald ins Leben zu ſetzen. 
des Bundes würde jedoch erſt dann eintreten, wenn die neu einzuberufende Ständever⸗ 
ſammlung mit ihrem Gutachten gehört worden. Da dieſer Antrag ſicherem Verneh⸗ 
men nach gegenwärtig noch dem Ausſchuſſe vorliegt, ſo iſt nicht wohl zu erwarten, 
daß, wie die „Kölniſche Zeitung“ ſagt, die Verleihung der neuen Verfaſſung binnen 
vier Wochen bevorſtehe. 
Paragraphen der alten Verfaſſung, wie andere Blätter meinen, ſondern um die Ver⸗ 
leihung einer ganz neuen. 


Eine definitive Zuſtimmung 


Eben ſo handelt es ſich nicht um die Abänderung einzelner 


Die deutſche Auswanderung, welche ſich in dieſem Jahre in hieſiger Gegend 


nicht unbedeutend vermehrt hat, iſt vor Kurzem auch beim Bundestage zur Sprache 
gekommen. 
der merkantiliſch⸗induſtriellen Anſtalt der Centralhalle zu Leipzig, Namens Spiegelthal, 
der Bundesverſammlung mehre Exemplare einer von ihm verſaßten Schrift über die 
Organiſation des Auswanderungsweſens und ihren Einfluß auf die deutſchen Hand 
verhältniſſe überreicht hat. Die erwähnte Schrift iſt dem Anſuchen des Ve 

mäß unter die Mitglieder der Bundesverſammlung vertheilt worden. 


Es iſt dies jedoch nur gelegentlich dadurch geſchehen, daß ein Mitbeſitzer 


(Preuß. Ztg.) 


els⸗ 
e⸗ 
Gelegentlich eines 27. „politiſchen Briefes,“ ſieht ſich die Redaktion der „O. P. A. Z.“ 


zu der Erklärung veranlaßt, daß ſie einzig und allein die Verantwortlichkeit für dieſel⸗ 
ben gerne trägt, und bemerkt nebenbei, daß diejenigen Blätter, welche den Verfaſſer 
in Frankfurt geſucht haben, ſehr in der Irre gingen. 0 


Der Inhalt des jetzt der zweiten Kammer vorliegen⸗ 
ſchränkt, läßt ſich in 
was ſeit 1848 ge⸗ 
oder wenn möglich 
beſchränkt, ſondern 
Die Aus⸗ 


Da mſtadt, 4. Februar. 


gen 5 nen ik 
ſchehen, und Zurückführung auf den Standpunkt vor dieſer Zeit 
noch darunter. In dieſer Weiſe wird nicht allein die Kompetenz 


Oldenburg, 5. Febr. Nächſtens erwartet man die Sanktion des im Staats“ 


Miniſterium ausgearbeiteten Entwurfs des revidirten Staatsgrundgeſetzes, über deſſen 
Einzelheiten noch nichts verlautet. Daß eine frühere Einberufung des bis zum 23. d. M. 

vertagten Landtags geſchehen werde, iſt ſehr zu bezweifeln, weil bis dahin die verſchie⸗ 
denen Landtags⸗Kommiſſionen, deren Einberufung ſchon in den nächſten Tagen erfol⸗ 
gen wird, mit der Vorbereitung genügend befchäftigt fein werden. — Der dies⸗ 
ſeitige Bevollmächtigte bei den in Hannover gepflogenen Verhandlungen über 
Oldenburgs Anſchluß an den Septembervertrag iſt geſtern hier eingetroffen. Der Ab⸗ 


ſchluß der Verhandlungen iſt bis jetzt noch nicht erfolgt. — Es widerſpricht dieſe 
letztere von der „W. J.“ gebrachte Notiz nicht einer Nachricht, welche unterm 4. d. M. 


dem „H. C.“ aus Hannover zuging, nach welcher die Unterhandlungen zwi⸗ 


ſchen Oldenburg, Preußen und Hannover, wegen Anſchluſſes von Oldenburg 
0 zerſchlagen 
haben, die Oldenburg ſtellte. Der königl. preußiſche Kommiſſarius in dieſer 
Sache, Finanzrath v. Dach, ſei bereits nach Berlin zurückgekehrt. 


Oeſterrei ch. 


* Wien, 7. Febr. Heute wird das kaiſerl. Patent vom 2. d. M. publizirt, wo 
durch die Rekrutirung mit einer Kapitulationsdauer von 8 Jahren auch auf das König⸗ 
reich Dalmatien ausgedehnt wird. 

Der neue Militär⸗Schematismus ergiebt folgende Reſultate: Sämmtliche angeſtellte 
Generale bis einſchließlich der Feldmarſchälle zählen 245 adelige, 36 bürgerliche. Un⸗ 
angeſtellte Generale ſind 186 adelige, 28 bürgerliche. Unangeſtellete Oberſte ſind 151 
adelige, 67 bürgerliche. Geſammte Regimenter, Korps und Branchen der Armee (d. i. 
Infanterie, Kavallerie, Artillerie, Jäger, Gensd'armerie, techniſche Korps, Mo 
branche ac.) zählen an Staabsoffizieren bis einſchließlich der Oberſten 616 adelis“ >. 0 
bürgerliche; an Oberoffizieren vom Lieutenant bis einſchließlich der Hauptleute 363 
adelige, 10339 bürgerliche; an Stabsparteien (Aerzte, Auditeurs, Rechnung! hier) 52 
adelige, 1051 bürgerliche; ſonach die k. k. Armee 281 angeſtellte, 214 nnangeſtellte 
Generale, unangeſtellte Oberſte; 4246 angeſtellte Stads , 10,861 Oberoffiziere 
und 1103 zu den Stabsparteien gehörige höhere Beamten. Im Ganzen 16,860. — 
Dieſe ſchließen ein an Dekorationen und Auszeichnungen: 14 Mitter des goldenen Vlie⸗ 
ßes, 20 Mitglieder des St. Stefan⸗, 117 Mitglieder des Maria⸗Thereſien⸗, 260 des 
Leopold⸗, 402 des k. Ordens der eiſernen Krone, 8 des k. Franz Joſef Ordens, 12 
des vormaligen eiſernen Kronordens, 49 Deutſche und Johanniter⸗Orden, 1990 Mit⸗ 
glieder auslaͤndiſcher Orden, 1419 Beſitzer des Militär⸗Verdienſtkreuzes, 128 Beſitzer 
der goldenen, 247 Beſitzer der großen ſilbernen, 277 Beſitzer der kleinen ſilbernen 
Tapferkeits⸗Medaille, 37 Civit⸗Verdienſtkreuze, 45 Civil⸗Verdienſt⸗Medaillen, 21 Mit⸗ 
glieder der Eliſabeth⸗Thereſien⸗Stiftung. Endlich ſind 80 erſte und 40 zweite Regi⸗ 
ments⸗Inhaber, dann 215 Kämmerer. e 
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0 Italie n. Man 
Aus Nizza vom 29. Jan. ſchreibt man der Allgemeinen Zeitung; Geſtern und 
heute erfuhr ich aus guter Quelle (und die hieſigen Lokalblätter erwähnen es ebenfalls), 
daß in dieſen Tagen ein engliſches Geſchwader, beſtehend aus drei Linien⸗ 

iffen und vier anderen Kriegsſchiffen im Hafen von Villafranca ein⸗ 
teffen ſoll. Man bringt dies in Verbindung mit dem Auslaufen der franzöſi⸗ 
ſchen Flotte aus Toulon nach Hyeres. 

8 Frankreich. 

Paris, 4. Februar. Der Prinz Joinville und der Herzog von Ne 
mours] haben den 29. Januar folgendes Schreiben an die Teſtamentsvollſtrecker Louis 
Philipps gerichtet: „Meine Herren! Wir haben den Proteſt empfangen, welchen Sie 
gegen die wider uns erlaſſenen Konfiskationsdekrete entworfen haben, und wir danken 
Ihnen aufrichtig für Ihre Bemühungen, um der Ungerechtigkeit und Gewaltthat ent⸗ 
gegen zu treten. Wir haben es ganz natürlich gefunden, daß Sie ſich insbeſondere 
mit der Rechtsfrage beſchäftigt, ohne hervorzuheben, was die Motive dieſer Dekrete 
kränkendes für das. Andenken des Königs, unſers Vaters, gehabt. Einen Moment 
dachten wir daran, die Zurückhaltung fallen zu laſſen, welche das Exil uns auferlegt 
= ſelbſt die Angriffe zurückzuweiſen, die gegen den beſten der Väter, und wir ſcheuen 
tet . es hinzuzufügen, gegen den beſten der Könige, ſo ſchmählicher Weiſe gerich⸗ 
Ver orden. Allein bei reiflicher Erwägung ſchien es uns, daß das Schweigen der 
zerachtung die beſte Antwort auf ſolche Beſchuldigung wäre. Wir werden uns mit⸗ 
hin nicht dazu herabwürdigen, hervorzuheben, welche beſondere Gehäſſigkeit ſolche Ver: 
leumdungen Seitens desjenigen haben, der zwei Mal die Großherzigkeit Louis Philipps 
zu würdigen vermochte und deſſen Familie von demſelben nur Wohlthaten empfangen. 

ir Überlaſſen der öffentlichen Meinung die Sorge, die Worte, ſo wie den Akt, den 
ſie begleiten, zu würdigen, und dürfen wir den Sympathiebeweiſen, die uns von allen 
Seiten zu Theil werden, Glauben ſchenken, ſo ſind wir hinreichend gerächt! Zur Ehre 
eines Landes, dem unſer Vater 18 Jahre Friede, Gedeihen und Würde geſchenkt, eines 
Landes, dem wir, ſeine Söhne, loyal gedient, zur Ehre jenes Frankreichs, das immer 
das Vaterland geblieben, das wir lieben — freut es uns anzuerkennen, daß dieſe 
ſchmählichen Dekrete und ihre noch ſchmählichern Erwägungsgründe nur un⸗ 
er dem Regiment des Belagerungszuſtandes ſich zu produziren wagten, nach 
intterdrückung aller ſchützenden Garantien der Freiheiten der Nation! Wir 
ale Sie ſchließlich, meine Herren, unſere Dankbarkeit den ausgezeichneten Männern 
darzaß arteien auszudrücken, die uns die Mitwirkung ihres Talents und ihres Muthes 
daß ieten kamen. Wir nehmen dieſe Mitwirkung gerne an, da wir überzeugt ſind, 
Beth, durch Vertheidigung unſerer Sache die Rechte der franzöſiſchen Geſellſchaft 

en. a a 1 

aris, 5, [Tagesbericht.] Die Patrie berichtet, daß das Attentat, 
Kr 4 8 55 panien am 2. Februar (f. die telegr. Depeſche in der 
letzten Nr. d. Z.) verſucht wurde, die peinlichſte Senſation hier hervorgerufen. Alle 
Repräſentanten der fremden Mächte und ſonſtige politiſche Notabilitäten drängten ſich 
im Hotel des ſpaniſchen Miniſters, um ihre Theilnahme zu bekunden. Der General⸗ 
Adjutant Louis Napoleons, General Roqust, fand ſich ein, um im Namen Louis Na⸗ 
poleons deſſen Bedauern auszuſprechen. Der Lakonismus der gelegentlich dieſes Ereig— 
niſſes von Madrid eingetroffenen telegraphiſchen Depeſche läßt allen Konjekturen freien 
Raum. Eine zweite telegr. Depeſche, die angeblich am 2. Febr. Abends 4 Uhr abge⸗ 
gangen, berichtet, daß die Wunde, welche die Königin erhalten, nicht ernſter Natur 
s An welchem Theile des Körpers die Königin verwundet worden, wird nicht 
glich engen Mörder ſtand kaum einen Schritt von der Köuigin entfernt. Er ſoll 
tür woe x ommen worden feinz dies iſt angeblich Alles, was man über das Atten⸗ 

Das Gerücht, als würde Fould bald wieder die Finanzen übernehmen, wird von 
unterrichteter Seite in Abrede geſtellt. 5 

Das Gerücht von dem baldigen Rücktritt des Miniſters Turgot wird in Abrede 
geſtellt. Er ſteht bei Louis Napoleon gut angeſchrieben und er weiß auf ſeine Ideen 
gut einzugehen. | 

Die Aufnahme Montalemberts in der Akademie hat unter glänzendem Zulaufe 
des großen Publikums ſtattgefunden. Er hielt eine mit großem Beifall aufgenommene 
Rede, welche Guizot beantwortete. f ä 

Die Patrie bringt die offiziöfe Mittheilung, daß die Gerüchte über gewiſſe Finanz: 
pläne des Gouvernements blos von der Böswilligkeit erfunden wären. Das Gerücht, 
daß das Gouvernement eine Steuer auf Einkommen oder Renten legen, ſich der Ver⸗ 
ſicherungsangelegenheiten bemächtigen, und die Verhältniſſe des Notariats und anderer 
käuflicher Aemter durchaus umgeſtalten wolle, wäre aus der Luft gegriffen. 

Cavaignac ſchreibt wirklich feine Memoiren. Sie ſollen in Deutſchland erſchei⸗ 
nen; einer der erſten deutſchen Buchhändler hat das Verlagsrecht gekauft. b 

Das Minifterium iſt jetzt damit beſchäftigt, die Liſte feiner Kandidaten aufzuſtellen, 
die es den Wählern beſtens empfehlen will. Das Miniſterium wird überlaufen und 
Kandidaten machen ihre Aufwartung, die nach der Ehre trachten, im legislativen Kör— 
der zu figuriren: Die Präfekten haben ſchon ihre Vorſchläge eingereicht und der Prä— 

ent hält ſelbſt darauf, die definitive Kandidatenliſte zu entwerfen. 

0 Das Gerücht, als hätte die Herzogin von Orleans das ihr ausgeſetzte Witthum 
on 300,000 Fr. ausgeſchlagen, hat ſich bisher nicht beftätigt. 


l 


was d Cenſur wird in der Provinz noch ſtärker gehandhabt, als zu Paris. Zu Rouen 
Aus den alle ſo ergeben geſinnt, daß man ſie eben von der Cenſur entbunden hat. 


heit gönnt. 
Belgien. 
[Franzöſiſche Verbannte.] Der „Independance“ zu⸗ 


hien de la Drome auf ſein Verlangen Lüttich als Aufenthalt ange⸗ 
Die übrigen Repräſentanten ſind in den verſchiedenen Städten des 


Brüſſel, 4. Febr. 
folge iſt Hrn. Mathieu de 
wieſen worden. 
Landes vertheilt. 

General Lamoriciere, der geſtern zu Verviers eintraf, iſt fo leidend, daß er in den 
Waggon getragen werden mußte. 

Großbritannien | 

London, 3. Februar. ee Im Oberhauſe ſſellte heute der Graf 


Albemarle die Motion auf die Adreſſe in Erwiederung der Throurede, wobei er die Haupt⸗ 


dunkle der Thronrede billigend berührt. In Betreff der Beziehungen zu Frankreich be 


EEE 


hieſtgen Journalen iſt erſichtlich, daß man ihr noch keine bedeutende Frei— 


Induſttieausſtellung müßten die Ueberzeugung eingeflößt haben, daß Frankreich der Bruder un 
nicht der Feind Englands wäre, und ſo ſpreche er die Hoffnung 197 bu Gg mit Tue 
Nachbarn in Frieden bleiben werde. Bei alledem billigt er jenen Theil der Thronrede, der ſich 
für eine Erhöhung des Budgets ausſpricht, nicht als befürchte er, als könne irgend eine fremde 
Macht mit Erfolg eine Invaſton wagen, ſondern weil die Selbſterhaltung gebiete, daß das Heer 
verſtärkt werden müſſe. Lord Leigh unterſtützt die Motion, worauf Lord Derby entſchiedene 


Oppoſition gegen die in der Thronrede geltend gemachten Auſichten erhebt, und ſeinen Tadel dar⸗ 


über ausſpricht, daß der Nothſtand der Agrikulkurintereſſen ganz darin übergangen worden; er 
erklärt ſich für Einführung eines mäßigen feſten Zolls auf Getreide. Weiter ſtellt er die Frage, 
wie das Gouvernement die Bill über die geiſtlichen Titel in Ausführung bringe. Sodann äu⸗ 
ßerte er ſich über die Beziehungen 1 Frankreich und glaubt an keine Gefährdung des Friedens, 
wenn man nicht vorſätzlich die Volksleidenſchaft anſtachele. Er tadelt in dieſer Beziehung die 
Sage 12 . 0 Preſſe. Brougham und Harrowby ſchließen ſich ihm an, worauf das 
Haus vertagte. 

Im Unterhauſe zeigte Herr Hayfer Namens des Gouvernements an, daß Lord Ruſſell 
Freitag den 13., die Motion ſtellen würde, eine Bill zur Erweiterung des Wahlrechts 
einbringen zu dürfen. Zugleich eine Bill, welche das Geſet in Betreff der Miliz zu amendiren 
beſtimmt ſei. Sir B. Hall zeigt an, er werde eheſtens eine Motion wegen der Okkupation 
des Kirchenſtgates Seitens Oeſterreichs und Frankreichs ſtellen. Nachdem der Sprecher die 
Thronrede verleſen, nahm Sir H. Bulkeley das Wort, um die Adreſſe zu beantragen. Er 
ſpricht feine Befriedigung darüber aus, daß die ſteundſchaftlichſten Beziehungen zu den fremden 
Mächten beſtänden, und wünſcht dem Lande Glück dazu, daß es Frieden zu bewahren gewußt, 
wo in ſolcher Nähe Verrath und Mißherrſchaft vorwalte. Das engliſche Bolt könne nicht um⸗ 
hin, mit jenen Völkern zu ſympathiſiren, die nach manchen jener Freiheiten ſtrebten, die . ien 
beſitze, und darum ſei und bleibe England ein Aſyl für jene, die für ſolches Streben litten, 
Mehr als Sympathie könne aber England jenen politiſchen Flüchtlingen durchaus nicht ſchenken, 
und daher könne man weder Koſſuth noch Andern verſtatten, unſere Beziehen zu den Mäch⸗ 
ten zu ſtören. Auf die weiteren Reformen eingehend, welche die Thronrede berührt, erklärt er ſich 
dafür, daß jeder das Stimmrecht erhalte, welcher direkte Steuer zahle. Dreijäh⸗ 
rige Parlamente hält er vom Uebel und geheime Abſtimmung für überflüſſig. — Nachdem Car⸗ 
ter die Motion Balkeley unterſtützt, nahm Sir B. Hall das Wort. Ohne Oppofition gegen 
das Gouvernement erheben zu wollen, ſtellte er an Lord Ruſſell die Frage, Erklärungen über die 
Veränderungen zu geben, welche in der Führung des äußern Gouvernements eingetreten? 
Die „Times“ habe die Reſignation Pal nerſtons am 24. Dezbr. gemeldet, während ein Brief 
aus Wien in der Breslauer Zeitung dieſelbe ſchon am 23. Dezbr. angekündigt habe. 
Ruſſell erklärt ſich bereit dazu. Während er der Energie, der Geſchicklichkeit Lord Palmerſtons 
und ſeinem Verſtändniß der Intereſſen des Landes alle Gerechtigkeit widerfahren läßt, müſſe er 
die Gründe darlegen, die es ihm durchaus unmöglich gemacht, mit ſeinem edlen Freunde länger 
aufemmengugehen, Lord Palmerfton habe zunächſt eine gewiſſe Deputation im äußern Amt em⸗ 
pfangen (die Deputation von Islington), wobei er ſeines Erachtens nicht mit gehöriger Vorſicht 
zu Werke gegangen, wobei er freilich einräumen darf, daß dies durch ein bloßes Verſehen fo ge— 
kommen; die Veranlaſſung aber, welche zu dem Rücktritt des edlen Lord geführt, bezieht ſich auf 
die Ereigniſſe vom 2. Dezember. Der engliſche Geſandte zu Paris wäre dahin kußuirt gewe⸗ 
ſen, ſich jeder Einmiſchung in die innern Angelegenheiten Frankreichs zu enthalten. Er 
(Lord Ruſſell) habe in Erfahrung gebracht, daß Lord Palmerſton eine Unterredung mit dem fran⸗ 

Hope, welche den Inſtruktionen entgegen geweſen, die unſer Ge⸗ 

' und da habe er Lord Palmerſton Über den Inhalt feiner Unterre⸗ 

dung wiederholentlich befragt, ohne daß derſelbe es der Mühe werth befunden, ihm nur darauf 
zu antworten. Statt deſſen habe Lord Palmerſton ohne Vorwiſſen ſeiner Kollegen eine De⸗ 
peſche an Lord Normanby geſandt, worin er demſelben neue Inſtruktionen erthellt aber die 
Frage nicht erührte, ob er in jener Unterredung mit Graf Walewsky den Akt des Präſidenten 
gut geheißen habe!? Lord Palmerſton habe ſich jo benommen, daß er, ſich an die Stelle der 
Krone ſetzend, dieſelbe ganz überging, während er den moraliſchen Beiſtand Englands den 
Thaten des Präfidenten der Republik lieh, was in direktem Widerſpruch mit der bis jetzt befolg⸗ 
ten Feen geweſen. Bei dieſer Lage der Dinge ſei ihm nichts Anderes mehr übrig geblieben, 
als förmlich 90 erklären, daß, ſo lange er a e e ſei, Lord Palmerſton nicht mehr das 
Siegel des Aeußern führen dürfe und ſo habe er die alleinige Verantwortlichkeit übernommen, 
der Krone den Rath zu geben, die Entlaſſung ſeines edlen Freundes zu beſchließen, der, wenn 
gleich er überſehen, was der Krone gebührt, ſicherlich der Königin damit keine perſönliche Miß⸗ 
achtung bezeigen wollte. Bei alledem liege es ihm fern, das Benehmen Louis Napoleons 
0 einer herben Kritik zu 0 en von dem er gern annehme, daß derſelbe auf 
reundlichem Fuß mit England bleiben wolle. — Lord Palmerſton würde ſehr be⸗ 
dauern, wenn ſich das Haus dem Gedanken überließe, den Lord 1 zu hegen ſchiene, 


als hätte er Prinzipien hier verkannt, die ihn hätten beſtimmen müſſen. Er theilte ganz 
die Anſichten des Premierminiſter über die Beziehungen, die 150 en dem Stuntstche 
tair für das Aeußere und der Krone beftänden, und er müſſe darauf beſtehen bleiben, daß er 
nichts geſagt, noch gethan, was damit im Widerſpruch ſtände. Was jene Deputation anlangt, 
die auf die Freilaſſung der ungariſchen Flüchtlinge in der Türkei Being hatte, ſo habe er in 
ſeiner Autwort an dieſelbe nichts geſagt, was er nicht ſchon früher hier im Hauſe oder anderswo 
geſagt hätte. Graf Walewsky, den er früher faft täglich geſprochen, habe ihm am 3. Dezember 
einen Beſuch abgeſtattet, um ihm die wichtigen Ereigniſſe des Tages vorher mitzutheilen, wobei 
er (Palmerſton) geſprächsweiſe ſeine Meinung über das Vorgefallene flüchtig ae und 
der 1 Geſandte habe darauf in einer Depeſche an fein Gouvernement dieſer feine Aen⸗ 
ßerung Erwähnung gethan. Nachdem Lord Ruſſell durch Normanby von dieſer Mittheilung 
Kunde erhalten, habe derſelbe Ah au ihn ſchriftlich fragend gewandt, und wenn er darauf nicht 
gleich g antwortet, jo lag die Zögerung blos in dem Drang feiner Geſchäfte. In feiner Ant⸗ 
wort an den Premier wiederholte er, daß er dem ſtanzöſtſhen Geſandten gegenüber blos ein 
ae ausgeſprochen, daß ſeit lange ein ſolcher Antagomsmus zwiſchen der franzöſiſchen 
egislativen und dem Präſidenten ftr daß ſie beide ne nicht ſortbeſtehen konnten, 
und daß feines Dafürhaltens es beſſer wäre, daß der Präſtdent hier den Sieg davon getra⸗ 
gen habe! Lord Ruſſell habe die Behauptung aufgeſtellt, daß er (Lord Palmerſton) ganz unbe⸗ 
schtigteriweife eine Meinung darüber geäußert, während an demſelben Tage nicht nur Lord John 
ſelbſt, ſondern auch andere Mitglieder des Kabinets ihre Anſicht über den Staatsſtreich ausge⸗ 
sprochen hätten. Was. feine Depeſche an Lord Normanby anbelange, fo habe er darin keineswegs 
dem Geſandten Inſtruktionen ertheilt, wie Lord Ruſſell angegeben. Schließlich geht der edle 
Lord in eine lebhafte Vertheidigung feiner gefammten äußern Politik ein, die kein anderes Ziel 
gehabt, als den allgemeinen Weltfrieden aufrecht zu halten, ohne dabei die Ehre und Würde 
Englands zu gefährden. Lord Stuart kann nur bedauern, daß ein Miniſter auf armſelige 
Motive hin ſo ſummariſch entlaſſen werden konnte. Man hahe nur auf einen Anlaß gewartet, 
um ſich Palmerſtons zu entledigen. — Osborne erblickt im Rücktritt Palmerſtons einen wahr⸗ 
haften Nationalverluſt, obgleich er keinesweges feine Anſichten über die jüngſten Veränderungen 
in Frankreich theile. — Roebuck hält dafür, daß das Gouvernement ſich durch die Entlaſſung 
almerftons „ſeinen rechten Arm“ abgeſchlagen, das Miniſterium ſei nicht zuſammenge⸗ 
etzt wie es ſolle fein; Admiralität und Koloniglamt ſeien in ſchlechten Händen, die ſich 
unzulänglich erwieſen. Napier weiſt auf die agrariſchen Mißſtände im Norden 
Englands hin und auf Unſicherheit für Perſon und Eigenthum, die Abſtellung fin⸗ 
den müſſe, — Mode iſt der Anſicht, daß hier Zwangsmaßregeln nicht ausreichen würden. — 
Disraeli erklärt ſich auch keineswegs mit den Gründen einberſtanden, welche die Entlaſſung 
Palmerſton's rechtfertigen ſollten. abe das Gouvernement etwa fetzt eine andere 
Tee nach Außen, als Lord Palmerſton befolgt hätte? Dies ſei ſchwerlich de 
all, und ſo hätte Palmerſton dieſe Politik weiter führen ſollen. Man habe in dieſer Frage die 
Königin hineingezogen, die man hätte fern halten follen. Lord Ruſſell habe damit nur feine 
Verantwortlichkelt decken wollen. Auch ſei er nicht einverſtanden mit der Art, wie man der Re⸗ 
ſormbill in der Thronrede erwähnt; wolle man etwa damit irgend einer politiſchen Partei in 
Zukunft das Uebergewicht bier ſichern, fo erkläre er ſich auf das Entſchiedenſte dawider. Eben fo 
kadle er, daß man die katholiſche Titelbill in der Rede ganz übergangen und gar nichts darüber 
ſage, wie ſich ihre Wirkſamkeit geſtalte? Man müſſe wiſſen, wie das Gouvernement in Zukunft 
damit verfahren wolle; die Schwierigkeiten der Bodenintereſſenten ſeien auch ganz übergangen 
worden, während vieſelben eine Erleichterung ihrer Laſten ſo dringend bedurſten. — Nachdem 


weifelt er, Grattan ſich über einige iriſche Punkte verbreitet und Lord Ruſſell, einige berichtigende Bemer⸗ 
‘ 


daß jenſeits des Kanals noch natürliche Feinde Englands zu finden wären? Die Reſulkale der kungen gemacht, wurde die Motion der Antwortadreſſe vom Haufe genehmigt. 
I 


U 
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e Ernennung von Biſchöjen, welche nicht welſch verſteben, 
n Wales. a 


Sir W. Moletsworth kündigt einige Anträge in Bezug cuf das Kap an, die er ſtellen 
wird, ſobald die oſſtziellen Aktenſtücke darüber in den Händen des Hauſes And, — Mr. Hume 
meldet auf künftigen Donnerſtag einen Antrag auf Wiederernennung des Einkommenſteuer⸗Aus⸗ 
ſchuſſes an. — Bei Beſprechung der Geſchäftoordnung ſtellt Hume den Antrag, daß, künftig keine 
Abſtimmungen über Geldbewillfgungen nach Mitternacht flattfinden ſollen. Oberſt Sibthorp un⸗ 
terſtützt den Antrag; oſt ſeien nicht mehr als 15 Mitglieder im Hauſe und die Hälſte davon 
(alſo 12) eingeſchlafen, während es ſich um Vota von Hunderttauſenden von Pid, St. handelt 
(Heiterkeit). Der Antrag fällt mit 64 gegen 146 Stimmen durch. Mr. French und Mr. Anſtey 
klagten bitterlich über den Reſtaurant des Hauſes; derſelbe laſſe ſich für eine mittelmäßige Flaſche 
Sherry 6 Sh., ja auch 12 Sh. zahlen, das Eſſen ſei ebenfalls horrend theuer. Viele Mitglie⸗ 
der gingen deshalb in ihre Klubs oder Hotels, wo man barmherziger geſchwunden wird; des⸗ 
halb komme es ſo oft zur „Auszählung,“ während das Vaterland mit ſeinen Sorgen verlaſſen 
bleibt. Anſtey wieder fand es ungerecht, daß im „Reſtaurants⸗Ausſchuß“ (refreshment-comittee) 
kein Katholik fie. Am Freitag und andern Faſttagen ſeien im Haufe nichts als Broatbeef, Beef⸗ 
ſteaks, Hammelkenlen, Cotelettes, Wilpret, Geflügel u. a., für einen frommen Mann ungenieß⸗ 
bare Gräuel, (Heiterkeit) zu haben. Er werde den Antrag ſtellen, daß Mr. Serjeant Murphy 
ſtatt Mr. Dewſon einen Platz im Speiſe⸗Ausſchuß erhalte. Zum Ergötzen des Hauſes erbob 
ſich Lord M. Hill gegen Mr. French, um zu zeigen, daß es recht trinkbaren Sherry für 4 Sh. 
und zarte Cotelettes für 1 Sh. u. ſ. w. im Hauſe gebe. ; 

An der Tagesordnung war Sir R. W. Bulkeley's Bericht über die Adreſſe, deren Kritik Mr. 
Hume übernabm. Der alte Herr begann über die neue Lokalität zu klagen und über Mangel an Lüf⸗ 
tung zu brummen. Geſtern konnte er die Hitze nicht ertragen und mußte, früher als er wollte, nach 

auſe gehn. Und für dieſes Haus, rief der ſparſame Veteran, welches eher für einen Graſſchafts⸗ 

iminal⸗Gerichtshof, als für eine Verſammlung der Gemeinen paßt, habenwir 1,500,000 Pfd. ausge⸗ 
eben. Dagegen freut ſich Mr. Hume auf die zugeſagte Reformbill, vorausgeſetzt, daß fie eine breite 

aſis habe und die einzige ſichere Bürgſchaft für ehrliche Wahlen, die Ballotage, in ſich ſchließe. Der 
Ackerbauſtand hätte eine Erwähnung verdient und dürfe mit Recht verlangen, daß der Frei⸗ 
handel konſequent in allen Handelszweigen durchgeführt werde. Den Kaffernkrieg könne man 
nur der ſchlechten Verwaltung der Kolonien in die Schuhe ſchieben. Was die auswärtige Po⸗ 
litik betrifft, wünſche er fie jo neutral als möglich zu ſehen. Größere Ausgaben für das Kriegs; 
departement ſeien vollſtändig überflüſſig, unnöthig und vom Uebel. Nur eine beſſere Verwen⸗ 
dung der bisher bewilligten Gelder thus Noth, weiter Nichts. Der Suvaftonsaların babe keinen 
Grund. Louis Napoleon wiſſe ſehr wohl, daß er ſich nur durch Frieden mit England halten 
könne und ſei mit unſern Sitten zu wohl bekannt, um an der freien Sprache der Zeitungen 
Anſtoß zu nehmen. — Auch Mr. Osborne und Kapt. Fitzroy hielten die Ventilation (Lüj- 


PR bauten, 5. Februar. [unter baus · S 
mittags nimmt der Sprecher ſeinen Sitz ein. — 
dien, und eine gegen die 


tung) des Hauſes für mangelhaft und Lord Seymour kieth die Einſetzung eines Komitees 
a ber an. — Die Adreſſe wurde genehmigt und das Haus vettagte fih um halb 7 Uhr 
bends. 1 : L 


ur London, 5. Febr. [Vermiſchtes.] Sir Charles Napier bemüht ſich, 
in einem Briefe an Times zu beweiſen, daß der engliſche Kanal durchaus nicht ſo gut 
geſchützt ſei, als in der beantragten Antwortsadreſſe auf die Thronrede verſichert wird. 
Im Jahre 1847 beſtand nämlich die Kanalflotte aus ſechs Linienſchiffen, darunter vier 
Dreidecker, dagegen ſei gegenwärtig blos ein Linienſchiff von 90 Kanonen bemannt und 
außerdem blos drei Fregatten disponibel. 

Mazzini kündigt eine Vorleſung über italieniſche Zuſtände an. s 

Earl und Gräfin Granville gaben geſtern eine Soirée, wo faſt das ganze 
tiſche Corps ſich einfand. 

Baroneß Brunnow gab den erſten Ball dieſer S 
das ganze diplomatiſche Corps ein. rk 

Earl Derby gab den protektioniſtiſchen Mitgliedern des Unterhauſes geſtern Abend 
das erſte parlamentariſche Diner. Zu einem andern Bankett am Sonnabend ſind die 
Einladungskarten bereits ausgegeben. 


Amerika. 


Newyork, 24. Jan. [Diplomatiſche Differenzen. — Die Mor: 
monen. — Koſſuth.] Ueber die genauern Details des Zerwürfniſſes zwiſchen dem 
öſterreichiſchen Geſchäftsträger und dem amerikaniſchen Kabinet find die Zeitungen in 
vollem Widerſpruch; die Einen erzählen, Herr Hülſemann ſei vom Präſidenten zu einer 
Privatunterredung eingeladen worden und da habe Mr. Fillmore erklärt, er fei in kei⸗ 
ner Weiſe mit den von Webſter gebrauchten Ausdrücken einverſtanden. Ob dieſe Ver⸗ 
ſion richtig iſt, wird man ſich bald durch die Folgen überzeugen. Herr Hülſemann 
würde auf ſeinem Poſten verbleiben und Mr. Webſter jetzt gewiß austreten. Bis jetzt 
iſt das Letztere nicht geſchehen; ja Herr Hülſemann hat eine Einladung des Präſiden⸗ 
ten zur Tafel nicht angenommen, war auch nicht mehr auf Beſuch bei Mr. Fillmore 
geweſen; ſomit iſt die Verſion der andern Blätter — die Note des öſterreichiſchen 
Charge ſei ohne Weiteres bei Seite gelegt worden, die viel wahrſcheinlichere. 

Am 21. empfing der Senat mehrere Botſchaften vom Präſidenten, darun⸗ 
ter eine, welche die Korreſpondenz zwiſchen dem amerikaniſchen Geſandten in Paris 
und dem Staatsdepartement in Bezug auf den Coup d’elat Louis Napoleons ent⸗ 
hielt. Mr. Rives (der Geſandte) ſprach in ſeinen Zuſchriften ein ſehr entſchiedenes 
und ausführliches Verdammungsurtheil über die pariſer Dezembervorgänge, und 
bemerkte; wie er als Repräſentant der amerikaniſchen Republik, es kaum für paſſend 
halte, durch ſein weiteres offizielles Verbleiben in Paris, die Handlungen des Präſiden⸗ 
ten gewiſſermaßen zu ſanktioniren. Mr. Webſter wies in ſeiner — für den Präſi⸗ 
denten nicht weniger als ſchmeichelhaften — Antwort, auf ähnliche Prezedenzfälle; er⸗ 
mahnt jedoch ſchließlich den Geſandten, den Präſidenten anzuerkennen, wenn das Vo⸗ 
tum Frankreichs zu deſſen Gunſten ausfalle. a 

Präſident Fillmore ſoll endlich den Bitten feiner + Freunde nachgegeben haben, 
und entſchloſſen ſein als Kandidat für die Präſidentſchaft aufzutreten. In dieſem Falle 
würden Webſters Chancen noch geringer, als bisher ſein. i 

Dem Congreß ſind mehrere Reſolutionen in Bezug auf die Koſſuthſche „Nicht⸗ 
Interventionstheorie“ vorgelegt worden. Sie kommen vor der Hand nicht zur Dis⸗ 
kuſſion, und wir bemerken in Betreff derſelben blos, daß die Reſolution des Herrn Caß 
in der Faſſung die allermildeſte war. 5 

Die berüchtigten Ausſchweifungen der Mormonen haben im Congreß zu einer 
ſtürmiſchen Scene geführt. Es wurde die Rechtmäßigkeit der Wahl des Abgeordneten 
don Utah, Mr. Bernheiſel Eu jener Sekte gehörig), beanſtandet. Mr. Briggs aus 
Newyork erbot ſich, Beweiſe zu liefern, daß die Wahl durch Beſtechung zu Stande 
gekommen war, daß Brigham Joung, das Haupt der Mormonen, mit 3000 Dollar 
beſtochen war. Darauf kam die Rede auf die Vielweiberei dieſer Sekte; mehrere Mit⸗ 


diploma⸗ 


aiſon und hier fand ſich auch faſt 


glieder erklärten, nicht mit dem Abgeordneten von Utah figen zu wollen, wenn er mehr Oele niedriger, Fabriköl 29, Speifeöl 30, 


Redakteur und Verleger: H. Barth in Breslau. 
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als eine Frau beſäße. Der Tumult war groß, 


und die Frage wird an einem ſpätern 
Tage zur Verhandlung kommen. y 17 Hf. rn? AR 


2 11 1 NT BE nen; 

Ko Aut war in Pittsburg eingetroffen. Seine Geſundheit iſt durch die mannig⸗ 
fachen Anſtrengungen ſehr geſchwächt. Sein Empfang war in allen Städten, die et 
zu paſſiren hatte, überaus enthuſiaſtiſch. Auch die Geldſammlungen durch die ver⸗ 
ſchiedenen Koſſuthkomitee's ſind nicht ganz unbedeutend zu nennen. An dem Gelingen 
ſeiner politiſchen Plane, mit Hilfe Amerikas, mag er wohl ſelbſt ſchon verzweifeln. 
Die Wittwe von Fenimore Cooper iſt am 20. eines plötzlichen Todes geſtorben. 
Kinkel hatte in Newyork ein ſtarkbeſuchtes Meeting zuſammenberu 
er ſein Thema: die Revolutionirung Deutſchlands vortrug. 


* 


[New⸗Norker Dr Da hier in gewiſſen Kreiſen der, in Ausſicht 
geſtellten Induſtrie⸗Ausſtellung in New⸗Nork Aufmerkſamkeit geſchenkt wird, To dürfte der folgende 
von der gewerblich ſtatiſtiſchen Anſtalt in Frankfurt a/ M. unter dem 28. v. Mis. veröffentlichte 
Notiz von Intereſſe fein. Dieſelbe lautet: Wie wir vermuthet haben, if. die Eröffnung der 
new vorker Induſtrie⸗Ausſtellung, deren Anfang auf den 15. April d. J. feſtgeſetzt war, vertagt 
worden. Nach einer uns von dem belgiſchen Agenten, Herrn H. Couſſns, gemachten Mitthei⸗ 
lung würde die Ausſtellung im Juni d. J. beginnen. Als Grund der Verzögerung wird ange⸗ 
geben, daß die Zahl der Ausſteller zu bedeutend ſei, um nicht auf einen vergrößerten Bau des 
Ausſtellungsgebäudes Bedacht nehmen zu müſſen. Aus der angeführten Quelle erfahren wir, 
daß es Abſicht tft, ſich nicht bloß auf eine vorübergebende Ausſtellung zu beſchränken, ſondern 
eine ſtändige Niederlage von Fabrikaten in New⸗York zu errichten. Um die in Bezug auf die 
Ausftelung, auf da; projektive Muſterlager und Depot vielfach an uns gerichteten Fragen ge⸗ 
nauer beantworten zu können, haben wir uns mit dem new⸗porker Ausſtellungsagenten in Ver⸗ 
bindung geſetzt und erboten, die Vermittlung zwiichen dieſſeitigen Ausſtellern und der Kommiſ⸗ 
ſion zu übernehmen. Indem wir unſere Freunde und Auftraggeber von dieſer Abſicht vorläufig 
in Kenntniß ſetzen, behalten wir uns vor, diejenigen Bedingungen und Sicherheiten, unter wel⸗ 
chen dieſe Vermittlung ſtatthaben würde, eheſtens bekannt zu machen. 


b 
l Rußlands induſtrielle Verhältniſſe.] Wenn man die Einfuhrliſten des abgelau⸗ 
ſenen Schifffahrtsjahres mit jenen der früheren Jahre vergleicht, ſtößt man auf Reſultate, welche 
den ſo geläuſig gewordenen Behauptungen von einem überraſchenden Aufblühen der ruſſiſchen 
Induſtrie keineswegs zum Belege, deen wurden z. B. in St. Petersburg eingeführt: 


8 1819 1850 1851 
Rohe Baumwolle 1,235,539 1,316,333 1,189,196 1,210,900 Pub. 
6 


* 


Baumwollenwaaren 3,108 4,487 5,118 } 1 
Leinwand 262 207 610 689 Stücke. 
Leinene Sacktücher 1.245 272 262 393. Dutz. 
Wollgarne 36,549 25,643 47,267 45,919 Pud. 
Wollſtoffe 9,421 6,637 7,287 ee 
Seide en in .2d. u , 6,882 5,027 3,692 4,478 * 
Seiden⸗ u. Halbſeidenwaaren 2.324 3,155 3,504 3,199 
Schwefel . ah EN 236,782 231,302 242,448 143,75 „ 
Kochenille 7.531 7,274 704 902 „ 
Cremor tartari. 10,401 11,736 6,620 2.744 
Indigo 47.014 40,281 44,101 39,257 „ 
Sumak 50,660 40.416 2,352 9,430. „ 
Bitriok 1,089 1,712 600, 886 „ 
Färbeholz 544,986 486,907 656,672 384,929 „ 


Waſſerfaud der Sber an den Pegeln zu Koſel. 


. Oberpegel. terpegel. 
Am 7. Febr. 7 Uhr Morgens: 14 Fuß ee 805 30h. 
7%, 12 „ Mittag: 14 % % e, 

7 7. 7 5 [7 Abends: 14 7 9 „ 10 " 3 7 

„ 8. „ 8 „ Morgens: 15 „ 1 „, 11 „2 „ 

0 Den 6. Morgens angefangen zu wachſen und iſt noch im Steigen. 


Waſſerſtand der Oder an den Pegeln zu Oppeln. 


Oberpegel. Unterpegel. 

Am 6. Febr. 12 Uhr Mittags: 10 Fuß 6 Zoll, 5 Fuß 7 Zoll. 
7 7. " 12 „ Mittags: 11 7 3 7 8 77 1 7) 
e een e ee eee 3 
„ 8. „ 4½ Nachmitt.: 12 „ 6 „ 11 „ — „ 


[1833] Entbindungs⸗Anzeige. [1153] Immer! Verguügt! 
Statt beſonderer Meldung.) Biſchoff's Hamburger Keller 
Heut gebar mir mein geliebtes Weib Julie, Ring 10 und 11, Blücherpfatzecke ; 
e A 595 muntern Knaben. empfiehlt ſein Lager feiner Weine Coange 
Striegau, 3. Fe r. 1852. Ad. Thamm und Arak, ſowie acht engliſch Porter, 
(1337) Unſern Freunden die Anzeige, daß wir“ Kremſter⸗Weißbier und Ertauger 
unſer Agenturgeſchäft aufgegeben haben. Lagerbier. m 
S. u. A. Wiener in Breslau. f nn 


16561 Rohzucker, 


1. Produkt, kauft di wa 


[706] Fremdenliſte von Zettlitz Hötel, 
Rendant Alexi aus Schweſpnitz. Kaufm. 
Kunz aus Glogau. Kaufm. Rn de aus 
Neiſſe. Baron v. Frankenberg⸗Proſchlitz aus 


e Roswadſer Zucker⸗ 


Fabrik auf Roswadſe bei Leſchnit und bittet Poſen. Gutsbeſ. Baron von Prittwitz d. Ka⸗ 
um Offerten. 1 mir. Major v. Gädecke aus Torgau 
b Börfenberichte. i noc 


burger, rheiniſche, beſonders aber Koſel⸗Oderberger wurden 
.l ey 3 höher als geſtern; in anderen Effekten wenig Verkehr. 
N 3% %:107 bez., Prior, 4½ 8. 102% bey, 5 1037 
37 4 . B 


Berlin, 7. Februar, Medien 
merklich höher beza 


hlt, letztere ſchie 

Elken bahn Alen 5 
Gl. Krak⸗Oberſchl, 
Niederſchl. Märk. 3 

5% Serie III. 


52% b 

2 * 

37 * 
ei Abel Era 
Pi t.- Schuld, 
5 75 Sc. 980% bez. 
5 1 Part.⸗Obliget. 
Wien, 7. Fe 
ändert geblieben. 
Nordbahn varlirten 
ſer bezahlt. > 


{ * Metal; 94% 4% & 54% Nordb. 15074; Hamburg 2 


erholten ſich zur 800 
c)* 


Monat 182½; London 3 Monat 


12. 11 Silber 3%. ſtarke Zuf r 
Trieſt, 7 Febr. Wocheumarkibericht. In Kaffee Merk Zufuhr, gute Qualitäten ſeſt. 
Nohzucker unverändert. Pfeffer hoher. Baumwolle feſt, viel verkauft. Getreide ſlau. 


Tafel 34 bis 37. 


Druck von Graf, Barth u. Comp ( Friedrich) in Breslau, 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. | 


fen, in welchem 


